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Das 4. Plenum des Zentralkomitees der SED 
und die Arbeit der Staatsanwaltschaft

Von Dr. ERNST MELSHEIMER, Generalstaatsanwalt der DDR

Dem nachstehenden Beitrag liegt ein für die 
Veröffentlichung gekürztes und überarbeitetes Refe­
rat zugrunde, das der Generalstaatsanwalt am 
24. Februar 1959 auf einer Arbeitstagung vor den 
Bezirksstaatsanwälten gehalten hat. D. Red.
Das 4. Plenum des Zentralkomitees der SED und der 

Beschluß des Ministerrats der DDR vom 27. Januar 
1959 verpflichten auch die Staatsanwaltschaft — ebenso 
wie alle anderen Staatsorgane1 —, kritisch zu überprü­
fen, wie sie die Aufgaben gelöst hat, die auf der Grund­
lage der Beschlüsse des V. Parteitages der SED gestellt 
wurden. Anläßlich der Veröffentlichung der „Ersten 
Schlußfolgerungen aus dem V. Parteitag für die Staats­
anwaltschaft“2 hatte ich bereits darauf hingewiesen, 
daß die Auswertung des V. Parteitags mit diesen Maß­
nahmen nicht abgeschlossen sei:

„Es müssen ständig und in allen Ebenen der Staats­
anwaltschaft die Ergebnisse des Parteitages zur 
Grundlage der Arbeit gemacht werden; es muß immer 
wieder geprüft werden, ob die Arbeit der Staats­
anwälte den Aufgaben dient, die der Parteitag uns 
gestellt hat.“3

In den Schlußfolgerungen hatten wir festgelegt, 
ständig zu kontrollieren, inwieweit unsere „Arbeits­
ergebnisse und -methoden der internationalen und 
nationalen Lage entsprechen und zur weiteren Stär­
kung der internationalen Stellung der Deutschen 
Demokratischen Republik beitragen“. Diese Aufgaben­
stellung, die nach wie vor unsere gesamte Arbeit be­
stimmt und die angesichts der durch das 4. Plenum des 
Zentralkomitees der SED und den XXI. Parteitag der 
KPdSU festgestellten Dringlichkeit der richtigen Lösung 
der Deutschlandfrage einschließlich Westberlins mit 
Hilfe des sowjetischen Friedensvertragsentwurfs an 
Bedeutung noch erheblich gewonnen hat, ist im all­
gemeinen in der täglichen Arbeit beachtet worden. 
Unsere Arbeit ist von stärkerer Parteilichkeit und Be­
geisterung für den Sieg des Sozialismus erfüllt als je 
zuvor.

Wir dürfen jedoch die Augen nicht davor verschlie­
ßen, daß es auf allen Gebieten unserer Tätigkeit Ent­
stellungen und Verzerrungen der Linie der Partei der 
Arbeiterklasse gegeben hat, daß wir einer Reihe von 
Überspitzungen auch in anderen Staatsorganen nicht 
mit der erforderlichen Konsequenz entgegengetreten 
sind. So hatte sich z. B. im Bezirk Leipzig eine An­
klagepolitik entwickelt, die den Kampf hemmte, 
den wir um die Verstärkung des Zustroms von west­
deutschen Bürgern und Rückkehrern in unsere Repu­
blik führen. Es wurden unverhältnismäßig viel Ver­
fahren gegen republikflüchtige Angehörige der 
medizinischen und technischen Intelligenz in deren 
Abwesenheit durchgeführt. Bei diesen Verfahren wurde 
nicht ‘ von ihrer konkreten Gesellschaftsgefährlichkeit 
ausgegangen.

Es ist offenkundig, daß diese Anklagepolitik nega­
tive Auswirkungen zeitigte. Sie konnte nur deshalb 
entstehen, weil sich die Staatsanwälte der Abteilung I 
des Bezirks Leipzig von den gesellschaftlichen Fro-

1 vgl. Benjamin, Zum 4. Plenum des Zentralkomitees der 
SED, NJ 1959 S. 109 ff.

2 NJ 1958 S. 513 ff.
3 NJ 1958 S. 511.

blemen und den Bemühungen anderer staatlicher 
Organe und gesellschaftlicher Einrichtungen isoliert 
hatten. Aber auch bei der Obersten Staatsanwaltschaft 
bestand von Anfang an nicht genügende Klarheit über 
diese Probleme.

Diese und andere Entstellungen — wie sie auch i* 
der Mitwirkung an der Zivilrechtsprechung und in der 
Allgemeinen Aufsicht vorgekommen sind — haben ihre 
Ursache darin, daß viele Staatsanwälte nicht erkann­
ten, daß es „nicht einfach um Aufbau“ geht, sondern 
„um die sozialistische Entwicklung und Umgestaltung 
auf allen Gebieten“4.

Unsere ersten Schlußfolgerungen spiegeln noch nicht 
diese Probleme der sozialistischen Umgestaltung und 
des neuen Arbeitsstils so wider, daß es uns von An­
fang an hätte gelingen können, die genannten Verzer­
rungen der Politik der Partei der Arbeiterklasse zu 
vermeiden. Trotz allem Positiven haften den Schluß­
folgerungen auch die ideologischen Schwächen an, die 
zu der damaligen Zeit im Kollektiv der Obersten 
Staatsanwaltschaft in Erscheinung traten.

Eine Entstellung der Politik der Partei zeigte sich auch 
in dem Ansteigen der Verfahren nach §§ 19 und 20 
StEG, das im Verlauf des Jahres 1958 auftrat. Hier 
offenbarte sich eine entscheidende Lücke unserer 
Schlußfolgerungen, die erst nach gründlichen Unter­
suchungen durch die drei zentralen Justizorgane und 
einer darauf basierenden Anleitung geschlossen wurde5.

Die Staatsanwälte haben bisher die Anleitung zu 
§§ 19, 20 StEG allzu sehr unter dem Gesichtspunkt 
gesehen: Wie senken wir die Zahl der Strafverfahren 
und der Gerichtsurteile wegen solcher Straftaten? Wie 
setzen wir die „gesellschaftliche Erziehung“ in minder­
schweren Fällen an die Stelle gerichtlicher Strafen? — 
Wir dürfen uns aber nicht damit begnügen, daß die 
Zahl der Verfahren nach §§ 19 und 20 StEG jetzt wie­
der normal ist. Erforderlich ist vielmehr die Einbezie­
hung der Werktätigen in das gesamte Strafverfahren, 
bereits in das Ermittlungsverfahren, möglicherweise 
auch schon in die Entscheidung der Frage, ob ein Ver­
fahren überhaupt eingeleitet werden soll. Die Prinzi­
pien der gemeinsamen Anleitung dürfen nicht auf die 
§§ 19 und 20 beschränkt werden, sondern sind auf 
allen Gebieten des Strafrechts zu verwirklichen. (Dar­
über hinaus sollten sie in unserer gesamten staats- 
anwaltschaftlichen Tätigkeit, also auch auf den Gebie­
ten der Abteilungen IV und V, Anwendung finden.) Den 
Ausführungen von K r u t z s c h 1 5  darüber, wie bei die­
ser Art der gesellschaftlichen Erziehung im einzelnen 
verfahren werden soll, ist vollauf zuzustimmen. Es 
soll angestrebt werden, daß dort, wo ein sozialistisches 
Kollektiv vorhanden ist, in dem der Beschuldigte bis­
her lebte oder arbeitete, dieses Kollektiv zur Beurtei­
lung des Täters und seiner Tat herangezogen wird. 
U-Organ und Staatsanwalt sollen organisieren, daß in 
dem Kollektiv Diskussionen mit dem Beschuldigten und

4 Walter Ulbricht, Referat auf dem 4. Plenum des Zentral­
komitees der SED, Berlin 1959, S. 51.

5 vgl. hierzu Leim, Abgrenzung der Hetze von der Staats­
verleumdung, NJ 1958 S. 694 ff.; Biebl/Mühlberger, Fragen des 
neuen Arbeitsstils ln der Justiz, NJ 1958 S. 730 ff.

6 Krutzsch, Der neue Arbeitsstil im Strafverfahren und die 
Aufgaben der gesellschaftlichen Erziehung, NJ 1959 S. 113 ff. 
und S. 153 ff. dieses Heftes.
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